
gewordenen Ursachen und Bedingungen der Straftat 
trägt dazu bei, die Schuld und Verantwortlichkeit des 
Beschuldigten richtig zu erkennen und sein Verhalten 
nicht zu bagatellisieren. Das verlangt zugleich eine selbst­
kritische Haltung des Kollektivs, wenn in ihm Bedin­
gungen für die Straftat gesetzt oder von ihm geduldet 
wurden. Eine solche selbstkritische Haltung des Kol­
lektivs entspricht der sozialistischen Gerechtigkeit und 
ermöglicht es den Kollektiven, Schlußfolgerungen für 
die künftige Verhütung von Straftaten zu ziehen.
Diese Problematik spielt in den Kollektivberatungen 
gegenwärtig noch nicht immer die ihr zukommende 
Rolle. Es ist daher notwendig, die Kollektive dann ver­
stärkt auf die Aufklärung der Ursachen und Bedingun­
gen zu orientieren, wenn dies für die Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit öder auch für die 
künftige Gestaltung des Erziehungsprozesses des Rechts­
verletzers im Kollektiv bedeutsam ist.
In den Beratungen, in denen sich die Kollektive kritisch 
und selbstkritisch mit den Ursachen und Bedingungen 
auseinandersetzen, führt dies meistens zu gesellschaft­
lichen Aktivitäten des gesamten Kollektivs und zu 
dauerhaften Lösungen bei der Überwindung derjenigen 
Bedingungen, die die Straftat ermöglichten.

Gewährleistung der gesellschaftlichen Erziehung 
des Täters
In der Kollektivberatung wird häufig auch geprüft, ob 
der Beschuldigte nach einer gerichtlichen Verurteilung 
im Arbeitskollektiv verbleiben soll, ob er dort erzogen 
werden kann und welche Aufgaben sich daraus für das 
Kollektiv ergeben. Maßstab für die Entscheidung der 
Kollektive ist in der Regel die politisch-moralische Ein­
schätzung der Straftat und das bisherige Verhalten des 
Beschuldigten im Kollektiv.
In der Mehrzahl der Kollektive gibt es — besonders 
wenn es sich um weniger schwerwiegende Straftaten 
handelt — eine große Bereitschaft zur Erziehung der 
Strafrechtsverletzer. Deshalb muß die Aufmerksam­
keit der Justiz- und Sicherheitsorgane und der Leiter 
der Betriebe besonders den Kollektivberatungen in je­
nen Strafsachen gelten, bei denen zum Zeitpunkt der 
Beratung absehbar ist, daß eine Strafe ohne Freiheits­
entzug zu erwarten oder zumindest nicht ausgeschlos­
sen ist, und bei denen eine intensive gesellschaftliche 
Erziehung des Rechtsverletzers erforderlich sein wird.
Den Kollektiven ist bewußt zu machen, daß die in die­
sem Stadium des Strafverfahrens unterbreiteten Vor­
stellungen und Vorschläge für kollektiv-erzieherische 
Maßnahmen der Realisierung der vom Gericht festzu­
legenden Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit dienen. Sie erlangen erst dann Wirksamkeit, wenn 
der Beschuldigte rechtskräftig verurteilt ist Diese Vor­
stellungen und Vorschläge des Kollektivs sind deshalb 
auch kein Vorgriff auf die Entscheidung des Gerichts 
und verpflichten dieses nicht, eine dementsprechende 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit aus­
zusprechen. Es sind vielmehr Vorschläge, durch die 
das Kollektiv an der Findung einer gerechten Entschei­
dung mitwirkt, für die allein das Gericht verantwortlich 
ist. In der Regel stimmen die in der Kollektivberatung

entwickelten Vorstellungen der Kollektive zur Erzie­
hung des Rechtsverletzers mit den Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten überein, die aus den vom Gericht 
ausgesprochenen Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit erwachsen.
Es ist überhaupt festzustellen, daß die Kollektive in der 
Kollektivberatung — und zumeist nur dort — die not­
wendigen konkreten Schlußfolgerungen aus der Straf­
tat ziehen, auch zu den Maßnahmen des Kollektivs zur 
künftigen Erziehung des Rechtsverletzers. Das hat sei­
nen Grund darin, daß für die Kollektive die Strafsache 
zum Zeitpunkt der Kollektivberatung besonders aktuell 
ist und ihre Bereitschaft, zur Klärung und Lösung der 
Probleme beizutragen, daher besonders groß ist.
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß bei der Aus­
wertung des Verfahrens in den Kollektiven von diesen 
nur selten Schlußfolgerungen gezogen werden, die über 
die in der Kollektivberatung gefaßten hinausgehen — 
und zwar häufig auch dann nicht, wenn sich in der 
Hauptverhandlung neue Probleme ergaben, die zur Zeit 
der Kollektivberatung nicht bekannt waren, wenn aus 
anderen Gründen den Vorschlägen und Vorstellungen 
des Kollektivs für die Gestaltung der gesellschaftlichen 
Erziehung nicht gefolgt werden konnte oder auch wenn 
notwendige Maßnahmen zur Überwindung von Ursa­
chen und Bedingungen der Straftat im Kollektiv un­
terblieben. In derartigen Fällen muß der Auswertung 
des Strafverfahrens gemäß § 256 StPO in den Kollek­
tiven größere Beachtung geschenkt werden. Bewährt 
hat sich hierbei, eine gründliche Auswertung durch 
differenzierte Einflußnahme des Gerichts zu sichern 
(z. B. Beratung mit dem Kollektivvertreter nach der 
Hauptverhandlung, Hinweise an den Leiter des Betrie­
bes oder ggf. auch Teilnahme eines Schöffen oder Rich­
ters an der Auswertung).

Entscheidung des Kollektivs über die Mitwirkung 
an der gerichtlichen Hauptverhandlung

Gegenstand der Kollektivberatung ist auch die Aus­
sprache darüber, ob und in welcher Form das Kollektiv 
an der eventuell durchzuführenden gerichtlichen Haupt­
verhandlung mitwirken wird. Über diese Frage ent­
scheidet das Kollektiv eigenverantwortlich. Das schließt 
jedoch nicht aus, daß die Strafverfolgungsorgane die 
Kollektive auf die im konkreten Fall effektivste Tedl- 
nahmeform orientieren. Die differenzierte Nutzung der 
Möglichkeiten der Mitwirkung der Kollektive an der 
Hauptverhandlung erfordern solche Empfehlungen.
Es hat sich z. B. in den meisten Fällen als nicht effektiv 
erwiesen, wenn ein Kollektiv sowohl einen Kollektiv­
vertreter als auch einen gesellschaftlichen Verteidiger 
oder gesellschaftlichen Ankläger beauftragte. Ihre Bei­
träge zur Hauptverhandlung unterscheiden sich im we­
sentlichen nicht, denn sie gründen sich ja in beiden 
Fällen auf die Ergebnisse der Kollektivberatung. Es 
ist daher zu empfehlen, daß ein Kollektiv nur in einer 
dieser Formen am Verfahren mitwirkt Die Mitwirkung 
mehrerer Beauftragter ist nur dann sinnvoll, wenn sie 
Beauftragte verschiedener Kollektive sind und durch 
ihre verschiedenartigen Beziehungen zum Beschuldigten 
auch einen differenzierten Beitrag zur Hauptverhand­
lung leisten können.
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Völkerrechtsprobleme im Rechtsausschuß der XXX. UNO-Vollversammlung
Die Veränderung des internationalen Kräfteverhält­
nisses zugunsten des Sozialismus und der anderen 
Kräfte des Friedens, der Entspannung und des sozialen 
Fortschritts hat sich auch im Verlauf der XXX. Tagung 
der UNO-Vollversammlung widergespiegelt, die sich

verstärkt mit der Weiterführung des internationalen 
Entspannungsprozesses befaßt hat. In dem Maße, wie 
das Völkerrecht als ein notwendiges Instrument bei 
der Entwicklung und Festigung von Beziehungen der 
friedlichen Koexistenz zwischen Staaten unterschied-
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